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Februar 2023 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

bei der Besteuerung von Arbeitnehmern sind einige 

Neuerungen zu berücksichtigen, die auf das Jahress-

teuergesetz 2022 zurückgehen. Wir bringen die we-

sentlichen Rechtsänderungen für Sie auf den Punkt. 

Darüber hinaus beleuchten wir, warum Taxikosten nur 

in Höhe der Entfernungspauschale geltend gemacht 

werden können. Im Steuertipp geht es um die Verlän-

gerung der steuerlichen Maßnahmen zur Unterstüt-

zung der Geschädigten des Ukraine-Kriegs. 

 

JAHRESSTEUERGESETZ 2022  

Was sich ab 2023 bei der Arbeitnehmer-

besteuerung ändert 

 

Im Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetzgeber „auf 

den letzten Metern“ eine Reihe von Rechtsänderungen 

beschlossen, die für die Arbeitnehmerbesteuerung ab 

2023 von erheblicher Bedeutung sind. Im Einzelnen 

geht es um Folgendes: 

Häusliches Arbeitszimmer: Die Aufwendungen für 

ein häusliches Arbeitszimmer sind, soweit dort der Mit-

telpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung liegt, abweichend vom ursprünglichen Ge-

setzentwurf (vgl. hierzu Ausgabe 12/22) ab 2023 auch 

dann weiterhin in voller Höhe abziehbar, wenn für die 

betriebliche oder berufliche Betätigung ein anderer Ar-

beitsplatz zur Verfügung steht. 

Anstelle des Abzugs der tatsächlichen Kosten ist ab 

2023 ein pauschaler Abzug in Höhe von 1.260 € pro 

Jahr möglich. Diese personenbezogene Jahrespau-

schale ist für jeden vollen Monat, in dem das Arbeits-

zimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten betriebli-

chen und beruflichen Betätigung bildet, um ein Zwölftel 

zu mindern. 

 

Hinweis: Im Interesse der Praxis zu begrüßen ist, 

dass ab 2023 nur noch im „Mittelpunktfall“ ein häusli-

ches Arbeitszimmer vorhanden sein muss. In allen an-

deren Fällen greift die nachstehend erläuterte Home-

office-Pauschale in Form einer Tagespauschale von 

6 €. 

Homeoffice-Pauschale: Für jeden Tag, an dem die 

betriebliche oder berufliche Tätigkeit überwiegend in 

der häuslichen Wohnung ausgeübt und keine außer-

halb der häuslichen Wohnung gelegene erste Tätig-

keitsstätte aufgesucht wird, kann ab 2023 für die ge-

samte betriebliche und berufliche Betätigung eine Ta-

gespauschale von 6 €, höchstens jedoch 1.260 € im 

Wirtschafts- oder Kalenderjahr, abgezogen werden. 

Steht für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit dau-

erhaft kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, ist ein 

Abzug der Tagespauschale selbst dann zulässig, 

wenn die Tätigkeit am selben Tag auch auswärts oder 

an der ersten Tätigkeitsstätte ausgeübt wird. Der Ab-

zug der Tagespauschale ist aber nicht zulässig, soweit 

für die „Homeoffice-Wohnung“ Unterkunftskosten im 

Rahmen einer doppelten Haushaltsführung geltend 

gemacht werden können oder Aufwendungen für ein 

häusliches Arbeitszimmer abgezogen werden. 
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Zudem ist der Abzug der Tagespauschale grundsätz-

lich ausgeschlossen für die Tage, an denen die Vo-

raussetzungen für den Abzug der Entfernungspau-

schale erfüllt sind, also neben der Ausübung der Tä-

tigkeit in der häuslichen Wohnung die erste Tätigkeits-

stätte aufgesucht wird. Dieser Ausschluss gilt jedoch 

nicht in den Fällen, in denen dem Beschäftigten für die 

betriebliche oder berufliche Betätigung kein anderer 

Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Auch der Abzug von 

Reisekosten schließt hier - anders als bei der bis zum 

31.12.2022 geltenden Homeoffice-Pauschale - den 

Abzug der Tagespauschale nicht aus. 

Corona-Bonus für Sonderleistungen: Vom Arbeit-

geber in der Zeit vom 18.11.2021 bis zum 31.12.2022 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-

währte Sonderleistungen zur Anerkennung besonderer 

Leistungen während der Corona-Krise an in bestimm-

ten Einrichtungen tätige Arbeitnehmer sind bis zu 

4.500 € steuerfrei („Corona-Bonus für Pflegekräfte“). 

Entsprechendes wurde nun für Sonderleistungen für 

zugelassene voll- und teilstationäre Pflegeeinrichtun-

gen geregelt, die zusätzliche Aufgaben nach dem In-

fektionsschutzgesetz erfüllen. Die Pflegeeinrichtungen 

sollen diese Leistungen für die Zeit von Oktober 2022 

bis April 2023 an die anspruchsberechtigten Beschäf-

tigten auszahlen. Um die Steuerbefreiung dem Grunde 

nach auch auf die bis zum 31.05.2023 gezahlten Leis-

tungen zu erstrecken, wurde der Begünstigungszeit-

raum in Bezug auf diese Leistungen entsprechend er-

weitert. 

Arbeitnehmer-Pauschbetrag: Ab 2023 beträgt der 

Arbeitnehmer-Pauschbetrag 1.230 € pro Jahr (bisher 

1.200 €). 

Kurzfristig Beschäftigte: Der Arbeitgeber kann bei 

Arbeitnehmern, die nur kurzfristig beschäftigt werden, 

die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 % 

des Arbeitslohns erheben. Voraussetzung für die Pau-

schalierung ist ab 2023, dass der Arbeitslohn während 

der Beschäftigungsdauer durchschnittlich 150 € je Ar-

beitstag und 19 € je Stunde nicht übersteigt. 

Alleinerziehende: Ab 2023 beläuft sich der in die 

Steuerklasse II eingearbeitete Entlastungsbetrag für 

Alleinerziehende auf 4.260 €. 

Ausbildungsfreibetrag: Zur Abgeltung des Sonder-

bedarfs eines sich in Berufsausbildung befindenden, 

auswärtig untergebrachten volljährigen Kindes, für das 

Anspruch auf einen Freibetrag für Kinder oder auf Kin-

dergeld besteht, können die Eltern einen Freibetrag 

vom Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen. Wie be-

reits im Koalitionsvertrag vorgesehen, wurde dieser 

Freibetrag von 924 € auf 1.200 € pro Jahr angehoben. 

 

 

 

ÜBERGANGSREGELUNGEN  

Wie die Lohnsteuer ab Januar 2023 zu berechnen 

bzw. zu ermitteln ist 

 

Hinsichtlich des ab Januar 2023 vorzunehmenden 

Lohnsteuerabzugs hat die Finanzverwaltung folgende 

Übergangsregelungen getroffen: 

Arbeitgeber sind (noch) nicht verpflichtet, die Anhe-

bung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags und des Ent-

lastungsbetrags für Alleinerziehende beim Lohnsteu-

erabzug 2023 umzusetzen. Dies gilt bis zu einem 

noch zu bestimmenden Zeitpunkt nach der Be-

kanntmachung geänderter Programmablaufpläne 

2023. Sie können für einen Übergangszeitraum die 

Lohnsteuer entsprechend den derzeitigen Pro-

grammablaufplänen 2023 berechnen (maschinelle 

Lohnsteuerberechnung) bzw. ermitteln (manuelle Er-

mittlung der Lohnsteuer auf Grundlage von Lohnsteu-

ertabellen). 

Arbeitgeber, die die Lohnsteuer manuell ermitteln, 

können für einen Übergangszeitraum die Lohnsteuer 

auch auf Grundlage der Lohnsteuertabellen für 2022 

ermitteln, wenn der Arbeitnehmer nicht ausdrücklich 

widerspricht. Nach Ablauf der Übergangsregelungen 

ist der Lohnsteuerabzug in der Regel zu korrigieren. 

Einzelheiten werden mit der Bekanntmachung der ge-

änderten Programmablaufpläne 2023 festgelegt. 

 

MITARBEITERAKTIENOPTIONSPROGRAMM  

Betriebsausgabenabzug bei der Ausgabe eigener 

Aktien 

 

Ertragsteuerlich ist die Ausgabe eigener Aktien an Ar-

beitnehmer im Rahmen eines Mitarbeiteraktienopti-

onsprogramms als Sachbezug zu behandeln. Dabei 

entsteht ein Betriebsausgabenabzug in Höhe der Dif-

ferenz zwischen dem durch die Arbeitnehmer zu leis-

tenden Ausübungspreis und dem Betrag, den die Ka-

pitalgesellschaft für den Erwerb der eigenen Anteile 

aufgewendet hat. Das gilt unabhängig davon, dass die 

Ausgabe der eigenen Anteile auf Ebene der Kapital-

gesellschaft für ertragsteuerliche Zwecke als steuer-

neutrale Kapitalmaßnahme zu behandeln ist. 

 

PENDLER  

Ein Taxi zählt nicht zu den öffentlichen Verkehrs-

mitteln 

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Wege zwi-

schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind 

grundsätzlich in Höhe von 0,30 € für die ersten 20 km 

und darüber hinaus mit 0,38 € für jeden weiteren Ent-

fernungskilometer anzusetzen. Das gilt unabhängig 

vom genutzten Verkehrsmittel. Eine Ausnahme gilt al-

lerdings bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel. 

Hier darf der Arbeitnehmer anstatt der Entfernungs-

pauschale die höheren tatsächlichen Kosten ansetzen. 
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Der Bundesfinanzhof hatte die Frage zu klären, ob ein 

Taxi solch ein begünstigtes öffentliches Verkehrsmittel 

ist. Er hat entschieden, dass ein Arbeitnehmer für sei-

ne Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz bei 

der Nutzung eines Taxis nur die Entfernungspauschale 

als Werbungskosten von der Steuer absetzen kann. 

Der Gesetzgeber habe bei Einführung der Ausnah-

meregelung eine Nutzung öffentlicher Verkehrsmit-

tel im Linienverkehr - insbesondere von Bus und 

Bahn - und damit ein enges Verständnis des Begriffs 

des öffentlichen Verkehrsmittels vor Augen gehabt. 

Ein Arbeitnehmer, der die Wege zwischen Wohnung 

und erster Tätigkeitsstätte mit einem Taxi zurücklege, 

könne seine Aufwendungen daher nur in Höhe der 

Entfernungspauschale geltend machen. 

 

LOHNSTEUERPFLICHT  

Entgelt für Werbung auf dem Arbeit-nehmer-Pkw 

führt zu Arbeitslohn 

 

Ein vom Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer gezahltes 

Entgelt für die Werbung des Arbeitgebers auf dem 

Kennzeichenhalter des privaten Pkw des Arbeitneh-

mers ist Arbeitslohn. Das hat der Bundesfinanzhof 

(BFH) entschieden. Ausschlaggebend war für ihn, 

dass dem abgeschlossenen „Werbemietvertrag“ im 

Streitfall kein eigenständiger wirtschaftlicher Gehalt 

zukam. 

Der Arbeitgeber hatte mit einem Teil seiner Arbeit-

nehmer „Werbemietverträge“ geschlossen. Danach 

verpflichteten sich diese, mit Werbung des Arbeitge-

bers versehene Kennzeichenhalter an ihren privaten 

Pkws anzubringen. Dafür erhielten sie jährlich 255 €. 

Der Arbeitgeber behandelte das „Werbeentgelt“ als 

sonstige Einkünfte und behielt daher keine Lohn-

steuer ein. Das war auch für die Arbeitnehmer von 

Vorteil, weil solche Einkünfte unterhalb eines Betrags 

von 256 € pro Jahr steuerfrei sind. Das Finanzamt 

ging demgegenüber von einer Lohnzahlung aus und 

nahm den Arbeitgeber für die nicht einbehaltene und 

abgeführte Lohnsteuer in Haftung. 

Diese Vorgehensweise hat der BFH bestätigt. Den 

„Werbemietverträgen“, die an die Laufzeit der Arbeits-

verträge geknüpft seien, komme kein eigener wirt-

schaftlicher Gehalt zu. Für die Bemessung des „Wer-

beentgelts“ von jährlich 255 € sei ersichtlich nicht - wie 

im wirtschaftlichen Geschäftsverkehr üblich - der er-

zielbare Werbeeffekt maßgeblich gewesen, sondern 

allein die Steuerfreigrenze für sonstige Einkünfte. 

 

STUDIENKOSTEN  

Steuerfreie Leistungen aus einem Stipendium 

mindern Werbungskosten 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass als 

Werbungskosten abziehbare Aufwendungen für ein 

Masterstudium um steuerfreie Leistungen zu kürzen 

sind, die Studierende aus einem Stipendium erhalten. 

Im Streitfall absolvierte eine Studentin im Rahmen ei-

ner steuerlich anzuerkennenden Zweitausbildung ein 

Masterstudium in den USA. Für ihr Studium erhielt sie 

ein Stipendium des Deutschen Akademischen Aus-

tauschdienstes (DAAD). Der DAAD zahlte ihr monatli-

che Stipendienraten zur Bestreitung des Lebensunter-

halts in den USA, insbesondere für Wohnung und 

Verpflegung. Außerdem erstattete er ihr anteilige Stu-

diengebühren und Reisekosten. Die Studentin machte 

die Studiengebühren, Reisekosten, Aufwendungen für 

die doppelte Haushaltsführung in den USA und Ver-

pflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten 

geltend. Die Stipendienleistungen brachte sie dabei 

nicht in Abzug. Das Finanzamt zog die Zahlungen des 

DAAD ab und kürzte die Werbungskosten entspre-

chend. 

Der BFH hat diese Vorgehensweise bestätigt. Seine 

Argumentation: Dem Grunde nach stellen die Aufwen-

dungen für das Masterstudium vorweggenommene 

Werbungskosten dar. Allerdings führt die Erstattung 

von Werbungskosten zu steuerbaren Einnahmen bei 

der Einkunftsart, bei der die Aufwendungen zuvor als 

Werbungskosten abgezogen wurden. Zum Zeitpunkt 

der Erstattung wird damit im Ergebnis der Werbungs-

kostenabzug rückgängig gemacht. Dies gilt auch für 

die vom DAAD erbrachten Stipendienleistungen. Diese 

wiesen eine innere Verknüpfung mit der angestrebten 

zukünftigen Berufstätigkeit auf. Damit wurde der Auf-

wand abgegolten, den die Studentin zu Recht als 

Werbungskosten geltend gemacht hatte. Da das Sti-

pendium des DAAD jedoch steuerfrei war, schied ei-

ne Kompensation des Werbungskostenabzugs durch 

eine Einnahme bei den Einkünften aus nichtselbstän-

diger Arbeit aus. Die Werbungskosten durften, soweit 

dafür das Stipendium gewährt wurde, von vornherein 

nicht abgezogen werden. 

 

SONSTIGE EINKÜNFTE  

Keine Lohnsteuer bei Vergütung für Teilnahme an 

Erprobungsstudien 

 

Teilnehmer an Erprobungsstudien („Probanden“) sind 

in aller Regel keine Arbeitnehmer. Die für die Teilnah-

me gezahlten Beträge sind daher nicht lohnsteuer- 

und beitragspflichtig. Steuerlich führen die erhaltenen 

Beträge vielmehr zu sonstigen Einkünften. Eine Be-

steuerung unterbleibt erfreulicherweise, wenn die ge-

zahlten Beträge weniger als 256 € im Kalenderjahr 

betragen. 
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REISEKOSTEN  

Befristeter Einsatz von Leiharbeitnehmern als 

Auswärtstätigkeit 

 

Für die steuerliche Berücksichtigung von Fahrtkosten 

und Verpflegungsmehraufwendungen ist entschei-

dend, ob der Arbeitnehmer an seinem beruflichen Ein-

satzort eine erste Tätigkeitsstätte hat oder nicht. Eine 

erste Tätigkeitsstätte liegt insbesondere vor, wenn der 

Arbeitnehmer einer ortsfesten betrieblichen Einrich-

tung eines Arbeitgebers, eines verbundenen Unter-

nehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Drit-

ten dauerhaft zugeordnet ist. 

Bei Leiharbeitsverhältnissen ist maßgebliches Arbeits-

verhältnis für die Beantwortung der Frage, ob der Ar-

beitnehmer einer betrieblichen Einrichtung dauerhaft 

zugeordnet ist, das zwischen dem Verleiher und dem 

Leiharbeitnehmer bestehende Arbeitsverhältnis. Der 

Entleiher nimmt im Regelfall nur die Arbeitsleistung 

entgegen, lenkt sie nach Bedarf durch Weisungen und 

erfüllt lediglich korrespondierende Fürsorgepflichten. 

Besteht der Einsatz des Leiharbeitnehmers beim Ent-

leiher zwar in wiederholten, aber befristeten Einsätzen, 

fehlt es laut Bundesfinanzhof an einer dauerhaften 

Zuordnung zu einer ortsfesten betrieblichen Einrich-

tung eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten. Daher 

geht das Gericht in solchen Fällen von einer beruflich 

veranlassten Auswärtstätigkeit des Leiharbeitnehmers 

aus.  

Die Fahrtkosten können folglich zeitlich unbegrenzt mit 

0,30 € je gefahrenen Kilometer und die Verpfle-

gungspauschalen unter Beachtung der Mindestabwe-

senheitszeit von acht Stunden sowie der gesetzlich 

vorgegebenen Dreimonatsfrist steuerfrei erstattet bzw. 

als Werbungskosten abgezogen werden. 

 

STEUERTIPP  

Regelungen für Unterstützungs-leistungen im Uk-

raine-Krieg verlängert 

 

Die Finanzverwaltung hat das Anwendungsschreiben 

zu steuerlichen Maßnahmen zur Unterstützung der 

vom Krieg in der Ukraine Geschädigten durch den Ar-

beitgeber (vgl. hierzu Ausgabe 09/22) bis zum 

31.12.2023 verlängert. Steuerfrei ist damit weiterhin  

 die Nutzungsüberlassung von Kfz an Arbeitneh-

mer, deren privates Fahrzeug durch die Kriegser-

eignisse nicht mehr verfügbar ist, 

 die Nutzungsüberlassung von Wohnungen oder 

Unterkünften, wenn die vom Arbeitnehmer bisher 

genutzte Bleibe durch die Kriegshandlungen un-

bewohnbar geworden ist, 

 die Gewährung von unentgeltlicher Verpflegung an 

Arbeitnehmer, die sich nicht selbst versorgen kön-

nen, 

 die Nutzungsüberlassung anderer Sachen, wenn 

entsprechende Güter des Arbeitnehmers durch die 

Kriegsereignisse nicht mehr verfügbar sind oder 

die Überlassung der Schadensbeseitigung dient, 

 die Übereignung von gebrauchten Gegenständen 

zum Zweck der Ausstattung der Wohnung oder der 

Unterkunft eines Arbeitnehmers, der die Ukraine 

aufgrund der Kriegsereignisse verlassen hat. 

Hinweis: Der Arbeitnehmer hat gegenüber dem Ar-

beitgeber durch entsprechende Angaben weiterhin die 

Schadenshöhe glaubhaft zu machen sowie deswegen 

erhaltene oder zu erwartende Zuwendungen anzuge-

ben.  

Die genannten Regelungen gelten auch für Leistungen 

des Arbeitgebers zur Unterstützung von Angehörigen 

des Arbeitnehmers. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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